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Die europäischen Botschafter verurteilen die israelische Politik in Ostjerusalem

Eugenio Garcia Gascon/18.01.2012

In dem von den in Ostjerusalem und Ramallah akkreditierten Botschaftern der  Europäischen Union verfassten Bericht, zu dem Publico Zugang hatte, wird festgestellt, dass auf Grund der ständigen Expansion Israels im besetzten Teil der Heiligen Stadt die Situation weiter verschlechtert hat, ohne dass die internationalen Organisationen etwas unternehmen, um das zu verhindern.

Die Botschafter ... haben den Jerusalem-Bericht für das Jahr 2011 dem Komitee für Politik und Sicherheit (COPS) vorgelegt, in dem 27 Staaten und die Europäische Kommission vertreten sind, und fordern dringend eine größere Einmischung der EU in alle Belange von Ostjerusalem, dessen Situation sich im vergangenen Jahr deutlich verschlechtert hat. ...

Mit dem Jerusalem-Bericht beweisen die Botschafter, dass sie ihren Teil der Arbeit geleistet haben und stellen damit die führenden Politiker bloß, die nicht entsprechend konsequent handeln.

Die Botschafter erinnern daran, dass die Politik der EU "auf den Prinzipien der Resolution 242 des UN-Sicherheitsrates basiert", d.h. darauf, dass "die gewaltsame Aneignung von Territorium unzulässig" ist, worauf die 1991 in Madrid begonnenen Verhandlungen basieren, was Israel täglich missachtet, indem es seine Siedler nach Ostjerusalem und das übrige Westjordanland schickt.

Paket von Empfehlungen

Die Botschafter haben ein Paket von Empfehlungen abgefasst, das sie in verschiedene Kapitel aufgeteilt haben: Ostjerusalem als zukünftige Hauptstadt Palästinas; Wiedereröffnung der palästinensischen Institutionen in Ostjerusalem; wirtschaftliche und soziale Rechte der palästinensischen Bevölkerung; religiöse und kulturelle Dimension der Stadt und Stärkung der Rolle der Europäischen Union.

Unter den Empfehlungen sind die Einrichtung eines Sitzes der PLO in Jerusalem; vermeiden, dass israelische Sicherheitskräfte hohe europäische Amtsträger bei ihren Besuchen im besetzten Teil (der Stadt) begleiten; keine finanziellen Transaktionen der Europäischen Union, die den israelischen Siedlungen zugute kommen;

Import von Produkten vermeiden, die aus den besetzten Gebieten stammen, und deren Herkunft Israel zu verbergen sucht; Veranstaltungen der palästinensischen Gesellschaft in den europäischen Botschaften durchführen lassen, nachdem Israel sie in Ostjerusalem nicht erlaubt; Informationen über gewalttätige israelische Siedler weitergeben, damit entschieden werden kann, ob sie in Länder der EU einreisen dürfen oder nicht.

Potentielle Gefahr

Die Botschafter drücken ihre Besorgnis über die Situation am Tempelberg aus und weisen darauf hin, dass jede Bedrohung seiner Integrität "nicht nur lokale Spannungen hervorruft, sondern auch das Potential hat, extreme Reaktionen auf regionaler und globaler Ebene zu provozieren".

In diesem Sinn wird die prekäre Situation hervorgehoben, die mit den Arbeiten entstanden ist, die Israel auf dem Mugrabi-Übergang, dem einzigen Zugang zum Tempelberg für Nicht-Muslime, fertigstellen wollte. Die Botschafter heben hervor, dass die Stadtverwaltung "Vorarbeiten" durchgeführt hat, um den Übergang zu ersetzen ohne dafür die Zustimmung der Palästinenser oder Jordaniens zu haben, und damit eine sehr heikle und problematische Situation geschaffen hat.
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